
Sonstige Hinweise 

 

- Die Übergabe des Grundstücks erfolgt erschließungsbeitragsfrei. Der 

Kanalanschlussbeitrag für die Möglichkeit der Ableitung von Mischwasser 

kommt nicht mehr zur Erhebung. Vorbehalten bleiben mögliche Abgaben nach 

§ 8 Kommunalabgabengesetz NRW.  

 

- Mit der Abgabe eines Angebotes entsteht kein Anspruch auf Abschluss eines 

Erbbaurechtsvertrages. 

 

- Die Stadt Krefeld behält sich vor, darüber zu entscheiden ob, wann, an wen 

und zu welchen Bedingungen das Grundstück im Erbbaurecht vergeben wird. 

 

 

- Bei schuldhaft falschen Angaben kann die Bewerbung vom Verfahren 

ausgeschlossen werden. Haben falsche Angaben der Bewerber zu einer 

Vergabe eines Grundstücks geführt, ist an die Stadt Krefeld eine 

Vertragsstrafe in Höhe von 10 % des Bodenwertes zu zahlen.  

 

 

- Ausschlussklausel: 

Ferner handelt es sich bei dieser Ausschreibung um eine unverbindliche 

Aufforderung zur Abgabe eines Angebotes. 

Es handelt sich bei dieser Ausschreibung nicht um ein Verfahren im Sinne der 

Richtlinie 18/2004/EG sowie des Vergaberechts und unterliegt 

insbesondere nicht den Regelungen des Gesetzes gegen die 

Wettbewerbsbeschränkungen (GWB), der Verordnung über die Vergabe 

öffentlicher Verträge (VgV) oder der VOB/A, der VOL/A beziehungsweise der 

VOF. 

 

Alle tatsächlichen und rechtlichen Angaben sind mit größtmöglicher Sorgfalt 

zusammengestellt worden. Gleichwohl kann für die Richtigkeit und 

Vollständigkeit keine Gewähr übernommen werden. Dies schließt auch die zur 

Verfügung gestellten Pläne ein. Änderungen bleiben vorbehalten. Die 

genannten Daten erheben keinen Anspruch auf Vollständigkeit. 

 

Die Stadt Krefeld behält sich ausdrücklich vor, das Verfahren jederzeit zu 

stoppen oder einzustellen, ohne dass hierdurch Ansprüche potenzieller 

Interessenten geltend gemacht werden können. Eine Aufwandsentschädigung 

seitens der Stadt Krefeld gegenüber den Bewerbern – auch bei 

Nichtrealisierung des Vorhabens – ist ausgeschlossen. 

 



Aus der Angebotsabgabe lassen sich keine Verpflichtungen der Stadt Krefeld 

herleiten und es können keine Ansprüche gegen die Stadt Krefeld geltend 

gemacht werden, insbesondere auch nicht aus der Nichtberücksichtigung von 

Angeboten oder für den Fall, dass eine Erbbaurechtsvergabe, aus welchen 

Gründen auch immer, nicht erfolgt. 

 

Die Stadt Krefeld ist weder gebunden noch verpflichtet, dem höchsten oder 

irgendeinem Gebot den Zuschlag zu erteilen. Insbesondere werden seitens 

der Stadt Krefeld auch keine „Reservierungsbestätigungen“ vorgenommen, 

die zu schuldrechtlichen Ansprüchen führen. 

 

Es wird darauf hingewiesen, dass es sich größtenteils um Archivbilder handelt. 

Eine Betrachtung des Grundstückes ist jederzeit vor Ort möglich. 

 


